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Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange  

 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurde gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB vom 20.02.2017 bis einschließlich 
24.03.2017 durchgeführt.  
 
Schriftliche Äußerungen wurden seitens der Öffentlichkeit nicht vorgebracht. 
 

Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die 
Planung berührt werden, wurden unterrichtet und zur Äußerung aufgefordert: 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH 

Entsorgungs-Betriebe der Stadt Ulm (EBU) 

Fernwärme Ulm GmbH (FUG) 

Feuerwehr Ulm 

Handwerkskammer Ulm 

Industrie- und Handelskammer 

Katholische Kirchengemeinde 

LRA Alb-Donau-Kreis – Kreisgesundheit 

Nachbarschaftsverband Ulm 

Polizeidirektion Ulm 

Regierungspräsidium Tübingen – Referat 21 Raumordnung (inkl. Ref. 22, 25, 56) 

Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 

Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

Regionalverband Donau-Iller 

Stadt Ulm – SUB / V Umwelt und Gewerbeaufsicht 

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm GmbH (SWU) 

Zentralplanung Unitymedia 

Es gingen 7 Äußerungen zur Abwägung bzw. Beachtung ein. 

Folgende Stellungnahmen wurden 

vorgebracht: 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm GmbH (SWU), 

Schreiben vom 01.03.2017 (Anlage 6.1) 

 

Durch die Erweiterung der beiden Baukörper in 

östlicher Richtung und der nördlichen Erweiterung 

werden die angrenzenden Gehweg- und 

Parkierungsflächen überbaut. Zum Schutz der 

Hausanschlussleitungen sowie aller Versorgungs-

leitungen in diesem Bereich, ist vor den Arbeiten 

die genaue Lage durch mehrere Querschläge 

(Handaushub) eindeutig zu ermitteln. 

Die Versorgungsleitungen sind zu schützen. Es 

sind bauliche Maßnahmen an den Versorgungs-

 

 

 

Die Stellungnahme wurde an die Vorhabenträger 

weitergeleitet.  

Eine Prüfung der Spartenpläne hat ergeben, dass 

ggf. eine Niederspannungsleitung und ein 

Leerrohr innerhalb des Baufeldes verlaufen. Sollte 

sich dies bestätigen, muss eine Verlegung 

erfolgen. Die Kosten sind von den 

Vorhabenträgern zu tragen. Es ist nach Prüfung 

davon auszugehen, dass die Gas- und 

Wasserleitungen außerhalb des Baufeldes liegen. 



leitungen nötig. Die Aufwendungen sind vom 

Verursacher zu tragen.  

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass die 

Verantwortung für evtl. Schäden oder 

Versorgungsausfälle, der Verursacher in voller 

Höhe zu tragen hat. 

 

Es wird um Beachtung und frühestmögliche 

Information zu weiteren Schritten gebeten. 

Ziel ist, dass ein Abstand von mind. 30 cm 

zwischen Bauwerk und Leitung verbleibt. 

 

 

 

 

 

Die SWU wurde bereits über die weiteren Schritte 

informiert. Die Anträge und Angebote sowie die 

Planung zur Verlegung der betroffenen Leitungen 

werden derzeit abgestimmt. 

 

Polizeipräsidium Ulm, Schreiben vom 

27.02.2017 (Anlage 6.2) 

 

Es wird davon ausgegangen, dass die im Plan 

(Anlage 7) eingezeichnete Fußgängerzone ein 

Versehen ist und evtl. stattdessen ein 

verkehrsberuhigter Bereich werden sollte, der 

auch den Jakob-Griesinger-Platz einbindet. 

Andernfalls gäbe es in einer Fußgängerzone regen 

Fahrzeugverkehr durch zumindest alle Anlieger, 

mit dem ein Passant nicht rechnet. 

 

 

 

Bei der Planung sollten die Grundlagen der 

städtischen Kriminalprävention berücksichtigt 

werden. Die Schaffung von Nutzungsmischungen 

führt zu einer Belebung des Wohnquartiers zu den 

unterschiedlichsten Tageszeiten und fördert die 

subjektive und objektive Sicherheit. Durch eine 

freundliche, helle Farbgestaltung sowie eine 

ausreichende Beleuchtung sind sogenannte 

Angsträume (dunkle Ecken, unübersichtliche 

Hauseingänge u.a.) zu vermeiden. 

Durch textlichen Hinweis im Bebauungsplan sollte 

auf die kostenfreie Beratung bzgl. 

einbruchshemmender Maßnahmen durch die 

Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle beim 

Polizeipräsidium Ulm hingewiesen werden. 

 

 

 

 

Die dargestellte Fußgängerzone ist ein 

langfristiges Ziel des städtebaulichen Rahmenplans 

'Wengenviertel', der im Zusammenhang mit dem 

gleichnamigen Sanierungsgebiet am 09.10.2013 

vom Gemeinderat der Stadt Ulm beschlossen 

wurde (siehe GD 327/13). Die angestrebte 

Fortführung der Fußgängerzone Hirsch- und 

Bahnhofstraße steht jedoch nicht im 

Zusammenhang mit dem Vorhaben 

'Wengengasse 21-25'. 

 

Die Stellungnahme wurde an die Vorhabenträger 

weitergeleitet. Die helle Farbgestaltung wird in 

den Durchführungsverträgen festgelegt. Einer 

Aufnahme des Hinweises im Bebauungsplan 

hinsichtlich der kostenfreien Beratung durch die 

Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle bedarf es 

nicht. Das Hinweisblatt der Polizei wird bei 

Baugenehmigungen hinzugefügt. 

 

 

 

 

 

Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben 

vom 20.03.2017 (Anlage 6.3) 

 

Die Telekom weist darauf hin, dass sich im 

betroffenen Bereich hochdimensionierte und 

 

 

 

Die Stellungnahme wurde an die Vorhabenträger 

weitergeleitet.  



hochwertige TK-Linien der Telekom befinden, die 

nicht beeinträchtigt werden dürfen.  

Diese bestehen aus 24 Rohrzügen (eine der 

Hauptversorgungsachsen Ulms) und befinden sich 

entlang der Wengengasse und können aus 

strategischen Gründen auch nicht verlegt oder 

verändert werden. 

Bei der Planung der neuen Gebäude ist unbedingt 

darauf zu achten, dass die Anlagen nicht beein-

trächtigt werden, sowie nicht überbaut werden. 

Die Leitungen liegen gewöhnlich auf der Tiefe von 

ca. 0,60m und im öffentlichen Gehsteigbereich. 

Zur genauen Ortung der Leitungen wird 

empfohlen bauseits Suchschlitze zu tätigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Es wird auf das „Merkblatt Bäume, unterirdische 

Leitungen und Kanäle“, Ausgabe 2013 hinge-

wiesen. 

 

Es wird um eine frühzeitige, schriftliche Infor-

mation über Beginn und Ablauf von Baumaßnah-

men, mindestens 24 Kalenderwochen vor 

Baubeginn, gebeten. Der aktuelle Leitungsbestand 

ist durch die bauausführende Firma vor Beginn 

von Maßnahmen zu erheben. 

  

Die zwischenzeitlich erfolgte Überprüfung der 

Bestandspläne sowie die örtliche Überprüfung 

haben ergeben, dass im Bereich der Einstiegs-/ 

Kontrollschächte und in Teilen der Leitungstrassen 

Überschneidungen im Bereich der neu geplanten 

Arkaden bestehen. Da sich eine Verlegung der 

Leitungen wirtschaftlich nicht umsetzen lässt, fand 

eine Begehung mit der Telekom und dem 

Tragwerksplaner statt. Mögliche Lösungsansätze 

wurden geprüft. 

Seitens der Telekom wird zugestimmt, dass  

Leitungs- und Einstiegsbereiche teilweise überbaut 

werden dürfen, solange die Schächte dauerhaft 

erhalten bleiben und keine statischen Kräfte auf 

die Bauwerke der Telekom einwirken. Die 

Gründungssituation und Lastabtragung wird 

bauseits angepasst. Die Einstiegsschächte müssen 

baulich angepasst werden. Die Kosten werden 

von den Vorhabenträgern getragen. 

 

 

Das Merkblatt wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

Die Telekom wurde bereits durch die 

Vorhabenträger informiert.  

Fernwärme Ulm GmbH (FUG), Schreiben vom 

14.03.2017 (Anlage 6.4) 

 

Die Gebäude Wengengasse 19, 21 und 25 sind an 

das Fernwärmenetz der FUG angeschlossen. 

Die FUG teilt mit, dass im Bereich der geplanten 

Arkaden eine Fernwärmeleitung besteht, deren 

Lage nicht genau bekannt und gegebenenfalls 

durch Suchschlitze festzustellen ist. 

Die weitere Planung ist frühestmöglich abzu-

stimmen. 

 

 

 

 

Die Fernwärmepläne sowie Baupläne wurden 

durch die FUG zwischenzeitlich überprüft. 

Ergebnis ist, dass keine Überschneidung besteht 

und daher keine weiteren Maßnahmen notwendig 

sind.  

Die Vorhabenträger werden die vorhandenen 

Hausanschlüsse sichern und die FUG rechtzeitig 

über Baumaßnahmen informieren. 

 

Regierungspräsidium Stuttgart - Landesamt 

für Denkmalpflege, Schreiben vom 

24.03.2017 (Anlage 6.5) 

 

 

 



Das Areal liegt innerhalb der spätmittelalterlichen 

Stadt. Das Vorhaben baut auf den bereits 

vollunterkellerten Bestandsgebäuden auf. Eingriffe 

in das Erdreich im Rahmen der Aufstockung und 

Erneuerung sind lediglich im Zusammenhang mit 

dem Aushub der Unterfahrten für die zwei neuen 

Aufzüge und der Gründung der Arkaden zu 

erwarten. Nur dort wo keine modernen tiefgrün-

digen Bodeneingriffe im Zuge der Nachkriegs-

bebauung erfolgt sind, ist mit älteren Bebauungs-

spuren zu rechnen, die sich in ungestörten 

Bereichen erhalten haben können. Bei den 

dargestellten Siedlungsspuren handelt es sich um 

Kulturdenkmale gemäß § 2 DSchG. Es ist davon 

auszugehen, dass nur mit minimalen Eingriffen in 

eine archäologische Denkmalsubstanz zu rechnen 

ist.  

 

Folgende Hinweise sollten in die textlichen 

Festsetzungen des Bauungsplanes aufgenommen 

werden: 

Es wird ausdrücklich auf die Regelungen der §§ 

20 und 27 DSchG hingewiesen: 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener 

Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde 

entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG 

umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der 

Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde 

(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, 

Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 

Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) 

sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 

der Anzeige in unverändertem Zustand zu 

erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde 

mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. 

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 

DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und 

Dokumentation archäologischer Substanz ist 

zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 

Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen 

sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

 

Die Termine für die Erdarbeiten in den Bereichen 

der Unterfahrten für die zwei neuen Aufzüge und 

der Gründung der Arkaden sind dem Landesamt 

für Denkmalpflege im Regierungspräsidium 

Stuttgart mindestens 2 Wochen vorher schriftlich 

Die Stellungnahme wurde an die Vorhabenträger 

weitergeleitet und ist bei der Bauausführung zu 

berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der bereits bestehende Hinweis zur 

Denkmalpflege unter 3.2 der Textlichen 

Festsetzungen wird entsprechend des 

Textbausteins der Stellungnahme angepasst und 

ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der vorgeschlagene Passus wird in die 
Durchführungsverträge aufgenommen. 
 

 

 

 



mitzuteilen, um baubegleitend eventuelle 

Überreste archäologischer Denkmalsubstanz 

dokumentieren zu können. 

 

 

 

Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für 

Geologie, Rohstoffe und Bergbau, Schreiben 

vom 09.03.2017 (Anlage 6.6) 

 

Es wird die Übernahme von geotechnischen 

Hinweisen in den Bebauungsplan empfohlen:  

Das Plangebiet befindet sich im Verbreitungsbe-

reich von Lößführender Fließerde mit unbekannter 

Mächtigkeit. Im tieferen Untergrund stehen 

vermutlich Gesteine des Oberen Juras an. Mit 

lokalen Auffüllungen vorangegangener 

Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 

geeignet sind, ist zu rechnen. Mit einem 

kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungs-

verhalten des Untergrundes ist zu rechnen. Der 

Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant 

sein. Verkarstungserscheinungen (offene oder 

lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 

nicht auszuschließen.  

Es werden objektbezogene Baugrunduntersu-

chungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 

durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.  

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

und an die Vorhabenträger zur Berücksichtigung 

bei der weiteren Planung weitergeleitet. Ein 

geologisches Baugrundgutachten ist vorhanden. 

Auf einen Hinweis im Bebauungsplan wird 

deshalb verzichtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Entsorgungs-Betriebe der Stadt Ulm, 

Schreiben vom 20.03.2017 (Anlage 6.7) 

 

Es wird der Hinweis gegeben, dass 

Entwässerungsleitungen innerhalb des Plangebiets 

als private Leitungen zu planen, zu bauen und zu 

unterhalten sind. Hausanschlussleitungen an den 

öffentlichen Kanal sind im Zuge des 

Baugenehmigungsverfahrens zu beantragen. Die 

Bestandsunterlagen des öffentlichen Kanals 

können bei den Entsorgungs-Betrieben der Stadt 

Ulm angefordert werden. 

 

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass neue 

Bäume einen Abstand (zu Leitungen) von 

mindestens 2,50 m aufweisen sollen. Bei einem 

Abstand zwischen 1,50 m und 2,50 m ist ein 

Wurzelschutz vorzusehen. Ein Abstand unter 

1,50 m wird abgelehnt. Alle Maße beziehen sich 

auf die Außenkante Rohr zur Achse des Baums 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

und an die Vorhabenträger zur Berücksichtigung 

bei der weiteren Planung weitergeleitet.  

 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird an die Vorhabenträger 

weitergeleitet. Die Hinweise sind bei der 

Bauausführung zu berücksichtigen.  

 



und sind dem Regelwerk DWA-M 162 (Bäume, 

unterirdische Leitungen und Kanäle) zu 

entnehmen. 
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 Stellungnahme LAD zur Anhörung im vorhabensbezogenen Bebauungsplan 

Ulm – Wengengasse 21-25 

Ihr Schreiben vom 13.02.2017 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
1) Darstellung des Schutzgutes, fachliche Erläuterung der archäologischen 
Sachlage 
Das Areal liegt innerhalb der spätmittelalterlichen Stadt. Das Vorhaben baut auf den 
bereits vollunterkellerten Bestandsgebäuden auf. Eingriffe in das Erdreich im Rahmen 
der Aufstockung und Erneuerung sind lediglich im Zusammenhang mit dem Aushub 
der Unterfahrten für die zwei neuen Aufzüge und der Gründung der Arkaden zu er-
warten. Nur dort wo keine modernen tiefgründigen Bodeneingriffe im Zuge der Nach-
kriegsbebauung erfolgt sind, ist mit älteren Bebauungsspuren zu rechnen, die sich in 
ungestörten Bereichen erhalten haben können. Bei den dargestellten Siedlungsspu-
ren handelt es sich um Kulturdenkmale gemäß § 2 DSchG. 

2) Darlegung der konservatorischen Zielsetzung 
Es ist nach Lage der Dinge davon auszugehen, dass nur mit minimalen Eingriffen in 
eine archäologische Denkmalsubstanz zu rechnen ist.  

Wir bitten daher um Übernahme folgender Hinweise in die textlichen Festsetzungen 
des Bebauungsplans 

Die Termine für die Erdarbeiten in den Bereichen der Unterfahrten für die zwei neuen 
Aufzüge und der Gründung der Arkaden sind dem Landesamt für Denkmalpflege im 
Regierungspräsidium Stuttgart mindestens 2 Wochen vorher schriftlich mitzuteilen 
(Regierungspräsidium Stuttgart, Abteilung 8, Referat 84.2 - Archäologische Denkmal-
pflege, Herrn Dr. Jonathan Scheschkewitz, Berliner Straße 12, 73728 Esslingen, Jo-
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nathan.Scheschkewitz@rps.bwl.de), um baubegleitend eventuelle Überreste archäo-
logischer Denkmalsubstanz dokumentieren zu können. 

Wir verweisen weiterhin ausdrücklich auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG: 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutz-
behörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Me-
tallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschich-
ten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbe-
hörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation 
archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu 
rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Gez. Jonathan Scheschkewitz 
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